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Zusammenfassung

Die vorliegende Stellungnahme bezieht sich auf die 6ffentliche Anhorung im Ausschuss fiir Arbeit
und Soziales des Deutschen Bundestages am 3.6.2019. Sie befasst sich mit dem Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Anderung des Asylbewerberleistungsgesetzes, welcher mehrere Anderungs-
vorgange der bestehenden Rechtsgrundlage zur Leistungsberechtigung von Asylbewerbern und
Flichtlingen durchfiihrt. Das (ibergreifende Ziel des Gesetzentwurfs ist die Integration von ge-
fluchteten Menschen in Deutschland.

Die Anderungsvorgange kdnnen im Wesentlichen in drei Punkten zusammengefasst werden. Ers-
tens, soll die Riickabwicklung von Leistungsanspriichen fiir Asylbewerber, Geduldete und Inhaber
bestimmter humanitarer Aufenthaltserlaubnisse, deren Asylantrage zwar anerkannt wurden, aber
noch angefochten werden kénnen, vermieden werden. Diese Anderung ist sinnvoll, da sie die
Rechtssicherheit fiir die Leistungsberechtigten erhoht.

Zweitens, wird eine Forderliicke fiir Asylbewerber und Geduldete geschlossen, die sich in forder-
fahiger Bildung oder Ausbildung befinden, deren Forderanspruch aber bei einer 15-monatigen Auf-
enthaltsdauer durch den Ubergang vom Geltungsbereich des Asylbewerberleistungsgesetzes zum
Zwolften Sozialgesetzbuch entsteht. So soll vermieden werden, dass Ausbildungsmalinahmen
aufgrund fehlender Sicherung des Lebensunterhalts abgebrochen oder erst gar nicht begonnen
werden. Diese Anderung ist ebenfalls sinnvoll, da sie Gefliichteten eine mégliche Entscheidung
zwischen der Sicherung des Lebensunterhaltes und dem Bildungserwerb ersparen wird.

Drittens, sollen die Leistungen fiir Asylbewerber auf Basis der Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe 2013 und des Regelbedarfs-Ermittlungsgesetzes neu ermittelt und festgelegt werden. Hin-
tergrund hierfir ist die Anforderung des Bundesverfassungsgerichts, die den Gesetzgeber zu einer
transparenten und bedarfsgerechten Bemessung der Leistungssatze und deren Fortschreibung
verpflichtet. Insbesondere wurde betont, dass der Gesetzgeber bei der Festlegung eines men-
schenwirdigen Existenzminimums die Besonderheiten bestimmter Personengruppen beriicksich-
tigen kann, bei der konkreten Ausgestaltung existenzsichernder Leistungen aber nicht pauschal
nach dem Aufenthaltsstatus differenzieren darf. Die neue Ermittlung der Bedarfe ist einerseits
transparent, was die Bemessung der Leistungssatze angeht. Andererseits werden jedoch Einspa-
rungen durch die Ausgliederung mehrerer Ausgaben aus den Bedarfen und einer Neuordnung der
Bedarfsstufen erzielt. Vor dem Hintergrund der Anforderung des Bundesverfassungsgerichts fallt
die Begriindung dieser Neuerungen teilweise wenig liberzeugend aus.

Abstract

The present statement refers to the public hearing in the Committee for Labour and Social Affairs
of the German Bundestag on 3.6.2019. It addresses the draft bill of the Federal Government to
amend the Asylum Seekers Benefits Act, which implements several changes to the existing legal
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basis for benefits entitlement of asylum-seekers and refugees. The overarching objective of the
draft law is the integration of refugees in Germany.

The changes can essentially be summarized in three points. First, the reversal of benefit claims for
asylum seekers, tolerated persons and holders of certain humanitarian residence permits whose
asylum applications have been approved but can still be revoked, will be avoided. This amend-
ment is to be welcomed as it increases legal stability for beneficiaries.

Second, a funding gap will be closed for asylum-seekers and tolerated persons who are enrolled
in education or training eligible for public funding. This concerns beneficiaries whose legal basis
for benefit entitlement changes after a 15-month stay as a result of the transition from the scope
of the Asylum Seekers Benefits Act to the Twelfth Social Code. This is intended to prevent training
measures from being discontinued or not even started due to a lack of livelihood security. The
change is also useful, as it will save refugee a possible trade-off between securing their livelihood
and acquiring education.

Third, the benefits for asylum-seekers are to be recalculated and determined on the basis of the
2013 income and consumption sample and the regular requirements assessment law. The back-
ground is the requirement of the Federal Constitutional Court, which requires the legislator to
measure the benefit rates transparently, in line with needs and to update them. In particular, it
was emphasized that the legislature may take into account the special features of certain groups
of persons when determining a minimum subsistence level that is dignified for human beings, but
may not differentiate according to residence status in the concrete design of benefits to secure
subsistence. On the one hand, the new determination of needs is transparent as far as the calcula-
tion of benefit rates is concerned. On the other hand, however, savings are achieved by removing
several expenses from the requirements and reorganizing the requirement levels. Against the
background of the requirement of the Federal Constitutional Court, the justification for these re-
duced entitlements is partially unconvincing.
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1 Ausgangslage und Ziele

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zu einer dritten Anderung des Asylbewerberleistungsge-
setzes enthilt eine Reihe von Anderungen der bestehenden Rechtsgrundlage zur Leistungsberech-
tigung von Asylbewerbern und Fliichtlingen. Ziel des Gesetzentwurfs ist die Integration von ge-
fluchteten Menschen in Deutschland. Dies soll durch die Behebung einer gesetzlichen Liicke zur
Finanzierung und Forderung von gefliichteten Menschen, die eine schulische oder berufliche Aus-
bildung absolvieren, erreicht werden. Dadurch sollen Fehlanreize vermieden werden, wenn etwa
Ausbildungsmalnahmen aufgrund fehlender Sicherung des Lebensunterhalts abgebrochen oder
erst gar nicht begonnen werden. So sollen langfristig Entlastungen der Sozialversicherungs- und
Sozialleistungssysteme sowie nachhaltige gesamtwirtschaftliche Ertrage durch eine bessere In-
tegration der gefliichteten Menschen in den Arbeitsmarkt erreicht werden.

Im Wesentlichen andert der Gesetzentwurf die bestehende Rechtslage in drei Punkten: Erstens soll
die Rechtssicherheit des Leistungsbezugs fiir Asylbewerber, Geduldete und Inhaber bestimmter
humanitarer Aufenthaltserlaubnisse hergestellt werden, deren Asylantrage zwar anerkannt wur-
den, aber noch angefochten werden kdnnen. Zweitens soll eine Férderliicke fiir Asylbewerber und
Geduldete geschlossen werden, die sich in forderfahiger Bildung oder Ausbildung befinden, deren
Forderanspruch aber bei einer 15-monatigen Aufenthaltsdauer durch den Ubergang vom Gel-
tungsbereich des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) zum Zwoélften Sozialgesetzbuch
(SGB XII) entsteht. Drittens sollen die Leistungen flir Asylbewerber auf Basis der Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe (EVS) 2013 und des Regelbedarfs-Ermittlungsgesetzes (RBEG) neu ermittelt
und festgelegt werden.

Letzterer Punkt geht der Anforderung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 18. Juli 2012
(1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11) nach, das den Gesetzgeber zu einer transparenten und bedarfsgerechten
Bemessung der Leistungssatze und deren Fortschreibung verpflichtet hat. Insbesondere hat das
Urteil betont, dass der Gesetzgeber bei der Festlegung eines menschenwiirdigen Existenzmini-
mums die Besonderheiten bestimmter Personengruppen beriicksichtigen kann, bei der konkreten
Ausgestaltung existenzsichernder Leistungen aber nicht pauschal nach dem Aufenthaltsstatus dif-
ferenzieren darf.

Im Folgenden wird in den Kapiteln 2, 3und 4 jeweils auf wichtige Anderungen beziiglich der Leis-
tungsberechtigung, dem Leistungsbezug bei Bildungserwerb, der Neufestsetzung der Geldleis-
tungssatze und der Neufestsetzung der Bedarfsstufen eingegangen. Zu jedem Punkt werden zu-
nachst die Ausgangslage und die Neuerung geschildert. AnschlieRend wird eine Bewertung formu-
liert. Kapitel 5 zieht ein allgemeines Fazit.
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2 Leistungsberechtigung

2.1 Ausgangslage

Durch die bisherige Regelung im Asylbewerberleistungsgesetz konnten Schwierigkeiten fiir Leis-
tungsberechtigte entstehen, wenn das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (BAMF) Asylan-
trage anerkannt oder ein Gericht das BAMF zur Anerkennung verpflichtet hat, die Entscheidung
aber noch anfechtbar ist. In diesem Fall kann es zu einer Riickabwicklung von Anspriichen bedingt
durch den Ubergang vom Leistungssystem des AsylbLG in andere Leistungssysteme, wie das SGB ||
und das SGB XII, kommen.

2.2 Neuerungen

Der Entwurf sieht vor, die Gruppe der Leistungsberechtigten nach AsylbLG um diejenigen Asylbe-
werber zu erweitern, die ein Asylgesuch geauldert haben, deren Status aber noch nicht durch eine
unanfechtbare Regelung festgelegt ist. In § 1 Absatz1 Nummer la - AsylbLG-E werden als leis-
tungsberechtigt diejenigen anerkannt, die ein Asylgesuch gedufRert haben und nicht die in Num-
mern 1, 2 bis 5 und 7 genannten Voraussetzungen erfiillen. Hiermit entfallt die Regelung flr dieje-
nigen Falle, deren Entscheide noch angefochten werden kénnen.

2.3 Bewertung

Die im Gesetzesentwurf vorgesehene Anderung erhdht die Rechtssicherheit fiir die Leistungsbe-
rechtigten und vermeidet die Riickabwicklung von Leistungsanspruichen in Fallen, in denen der
Rechtskreiswechsel noch angefochten und gegebenenfalls durch eine hohere Instanz aufgehoben
werden kann. Die Regelung ist deshalb zu beflirworten.

3 Leistungsbezug von Asylbewerbern und
Geduldeten in Bildung und Ausbildung

3.1 Ausgangslage

Nach bisherigem Recht erhalten leistungsberechtigte Asylbewerber, Geduldete und Inhaber be-
stimmter humanitarer Aufenthaltserlaubnisse, die eine Ausbildung oder ein Studium absolvieren,
in den ersten 15 Monaten ihres Aufenthalts Grundleistungen nach § 3 AsylbLG. Ab dem 16. Aufent-
haltsmonat erhalten diese Personen Leistungen nach dem SGB XII. Damit greift der in § 22 SGB XII
geregelte Leistungsausschluss fiir Auszubildende und fiihrt dazu, dass der Lebensunterhalt der be-
troffenen Personen in forderfahiger Bildung oder Ausbildung nicht mehr gesichert ist. Das kann zu
Fehlanreizen fiihren: Die Betroffenen wiirden entweder eine Ausbildung oder andere Bildungs-
maRnahmen gar nicht erst beginnen oder waren gezwungen, sie abzubrechen, sofern der Lebens-
unterhalt nicht alleine durch die Ausbildungsvergiitung gedeckt werden kann beziehungsweise
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keine Ausbildungsvergiitung gezahlt wird und auch kein anderweitiger ausreichender Anspruch
auf Leistungen zur Deckung des Lebensunterhalts besteht.

3.2 Neuerungen

Mit dem Gesetzentwurf soll der Leistungsausschluss nach § 22 SGB XII kiinftig keine Anwendung
mehr finden fiir Asylbewerber, Geduldete und Personen mit Aufenthaltserlaubnis aus humanita-
ren Griinden, die sich in einer forderfahigen Ausbildung nach §§ 51, 57 und 58 SGB Il befinden.
Asylbewerber, die sich in einer im Rahmen des BAfoG forderfahigen Ausbildung befinden, aber im
laufenden Verfahren sind und damit nach dem BAfOG nicht forderfahig sind, sollen zukiinftig Leis-
tungen als Darlehen oder als Beihilfe erhalten. Somit erhalten diese Leistungsberechtigten bei Vor-
liegen der librigen Voraussetzungen Leistungen analog dem Dritten und Vierten Kapitel des
SGB Xllin Verbindung mit dem kiinftigen § 2 Absatz 1 Satz 1 AsylbLG. Bei Vorliegen der tibrigen Vo-
raussetzungen haben die Leistungsberechtigten auch einen Anspruch, erganzend zu ihrer Ausbil-
dungsvergiitung und einer eventuellen Forderung mit Berufsausbildungsbeihilfe ergéanzend Leis-
tungen analog dem SGB Xll in Verbindung mit dem kiinftigen § 2 Absatz 1 Satz 1 AsylbLG zu erhal-
ten.

3.3 Bewertung

Bildung ist eine wichtige Voraussetzung fiir eine gelingende Integration in den Arbeitsmarkt und
in die Gesellschaft. Gerade bei Gefllichteten ist der Anteil von Personen, die liber eine abgeschlos-
sene Berufsausbildung oder ein abgeschlossenes Hochschulstudium verfiigen, gering, obwohl
viele weiterfiihrende Schulen besucht haben und die Bildungsaspirationen hoch sind. Gerade in
Deutschland ist der Arbeitsmarkt sehr stark durch Ausbildungs- und Bildungszertifikate gepragt,
haufig sind Bildungsabschliisse Voraussetzung fiir die Berufsausbildung. Die Forderung von Bil-
dungund Ausbildung nimmt deshalb einen zentralen Stellenwert fiir die Integration in den Arbeits-
markt und andere Bereiche der Gesellschaft ein. Die Deckung des Lebensunterhalts ist eine mal3-
gebliche Bedingung fiir eine erfolgreiche Bildungslaufbahn. Nach dem bisherigen Rechtsstand
mussten Gefllichtete sich zwischen der Sicherung des Lebensunterhalts und dem Bildungserwerb
entscheiden, was weder aus individueller noch volkwirtschaftlicher und gesellschaftlicher Per-
spektive zielfiihrend war. Mit dem Gesetzentwurf wird deshalb fiir den betroffenen Personenkreis
eine wichtige Forderliicke geschlossen und die Chancen auf den Erwerb von Bildungsabschliissen
und die Integration in Arbeitsmarkt und Gesellschaft werden verbessert.

4 Neufestsetzung der Geldleistungssatze

4.1 Ausgangslage

In seinem Urteil vom 18. Juli 2012 (1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11) verpflichtet das Bundesverfassungsge-
richt den Gesetzgeber zu einer transparenten und bedarfsgerechten Bemessung der Leistungs-
satze fiir Asylbewerber und deren Fortschreibung. Insbesondere wurde in dem Urteil betont, dass
der Gesetzgeber bei der Festlegung eines menschenwirdigen Existenzminimums die Besonder-
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heiten bestimmter Personengruppen beriicksichtigen kann, bei der konkreten Ausgestaltung exis-
tenzsichernder Leistungen aber nicht pauschal nach dem Aufenthaltsstatus differenzieren darf.
Eine Differenzierung ist nur moglich, sofern der Bedarf an existenznotwendigen Leistungen einer
bestimmten Personengruppe von dem Bedarf anderer Leistungsempfanger signifikant abweicht
und dies folgerichtig in einem inhaltlich transparenten Verfahren anhand des tatsachlichen Be-
darfs gerade dieser Gruppe belegt werden kann. In dem Sinne ist eine Ausgliederung von regelbe-
darfsrelevanten Verbrauchsausgaben aus den Leistungssatzen fiir Asylbewerber sinnvoll und not-
wendig, wenn diese Ausgaben durch Sachleistungen gedeckt werden. Ein Beispiel hierfiir sind
etwa Ausgaben fiir Haushaltsenergie und Wohnungsinstandhaltungskosten fiir erwachsene Leis-
tungsberechtigte, die in Gemeinschaftsunterkiinften wohnen. Die Leistungen nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz sind seit Marz 2016 nicht mehr angepasst worden und wurden bislang auf
Basis der EVS 2008 ermittelt und festgelegt. Insofern besteht ein Regelungsbedarf, sofern die
Grundsatze des Urteils des Bundesverfassungsgesetzes nicht verletzt werden sollen.

4.2 Neuerungen

Die Bedarfssatze der Grundleistungen nach § 3 AsylbLG werden auf Basis der EVS 2013 und des
RBEG neu ermittelt und ausgestaltet. Die Bedarfsstufen werden ebenfalls unter Berlicksichtigung
der Anpassung der Regelbedarfsstufen im RBEG neu strukturiert. Dabei wird im AsylbLG wegen der
abweichenden Bedarfslage eine gesonderte Bedarfsstufe fiir die Unterbringung in Sammelunter-
kiinften geschaffen.

Die Geldleistungssatze werden auf Basis der EVS 2013 und des RBEG neu festgesetzt und zugleich
die Bedarfsstufen fiir erwachsene Leistungsberechtigte neu strukturiert. Entscheidend fiir die
Geldleistungssatze und die Bedarfsstufen ist die Unterbringung. Die Einteilung der Leistungen in
zwei Gruppen bleibt bestehen. Grundsatzlich wird zwischen Leistungen fiir den notwendigen Be-
darf zur Deckung des Bedarfs an Ernahrung, Unterkunft, Heizung, Kleidung, Gesundheitspflege
und Gebrauchs- und Verbrauchsgiitern des Haushalts und Leistungen fiir den notwendigen per-
sonlichen Bedarf zur Deckung personlicher Bediirfnisse des taglichen Lebens unterschieden.

Der Geldleistungssatz zur Deckung des notwendigen Bedarfs wird aufgrund der Abteilungen 1 bis
6 der Sonderauswertungen der EVS 2013 nach § 5 Absatz 1 und § 6 Absatz 1 RBEG neu festgesetzt.
Folgende regelbedarfsrelevante Verbrauchsausgaben werden bei der Neumessung der notwendi-
gen Bedarfe nicht berlicksichtigt:

Abteilung 4 (Wohnen, Energie und Wohnungsinstandhaltung):

Die hier enthaltenen regelbedarfsrelevanten Bedarfe sollen zukiinftig aufgrund der Anderung in
dem neuen § 3 Absatz 3 Satz 3 gesondert erbracht werden. Die Grundannahme ist hier, dass die
Leistungsberechtigten in der Anfangszeit ihres Aufenthalts auch im Anschluss an die Unterbrin-
gung in Aufnahmeeinrichtungen grundsatzlich in Gemeinschaftsunterkiinften untergebracht sind,
in denen ihnen nicht nur die Heiz-, sondern auch die Haushaltsenergie regelmaRig unmittelbar
- als Sachleistung - bereitgestellt werden. Falls der Bedarf an Haushaltsenergie nicht bereits un-
mittelbar durch Sachleistungen gedeckt wird, soll durch die Anderung des neuen § 3 Absatz 2
Satz 3 sichergestellt werden, dass die Kiirzung der Geldbetrage nicht zu einer Bedarfskiirzung
fiihrt. Hier wird fiir die Bedarfe an Haushaltsenergie und Wohnungsinstandhaltung klargestellt,
dass diese gesondert als Geld- oder Sachleistung erbracht werden.
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Abteilung 5 (Innenausstattung, Haushaltsgerate und -Gegenstande, laufende
Haushaltsfiihrung):

Hier besteht eine gesonderte anderweitige Bedarfsdeckung nach § 3 Satz 5 AsylbLG.

Abteilung 6 (Gesundheitspflege):

Diese werden Beziehenden von Grundleistungen nach §§ 4 und 6 AsylbLG als Sachleistungen er-
bracht, sodass die betreffenden Verbrauchsausgaben bei ihnen - abweichend von Hilfeempfan-
gern im Versorgungssystem der gesetzlichen Krankenkasse - nicht anfallen.

e Pharmazeutische Erzeugnisse - fiir gesetzlich Krankenversicherte - mit Rezept (nur Eigenan-
teil/Zuzahlung, Ifd. Nr. 36);

e Andere medizinische Erzeugnisse - fiir gesetzlich Krankenversicherte - mit Rezept (nur Eigen-
anteil/Zuzahlung, lfd. Nr. 38);
e Therapeutische Mittel und Gerate (einschl. Eigenanteile, lfd. Nr. 40).

Der Geldleistungssatz zur Deckung des notwendigen personlichen Bedarfs wird auf der Grundlage
der Abteilungen 7 bis 12 der Sonderauswertungen der EVS 2013 nach § 5 Absatz 1 und § 6 Absatz 1
RBEG neu festgesetzt. Folgende regelbedarfsrelevante Verbrauchsausgaben werden bei der Neu-
messung der notwendigen personlichen Bedarfe nicht beriicksichtigt:

Abteilung 9 (Freizeit, Unterhaltung, Kultur):

e Verbrauchsausgaben fiir Fernseh- und Videogerate, TV-Antennen (lfd. Nr. 50);

e Datenverarbeitungsgerate sowie System- und Anwendungssoftware (einschl. Downloads und
Apps, lfd. Nr. 51);

e Langlebige Gebrauchsgiiter und Ausriistungen fiir Sport, Camping und Erholung, Musikinstru-
mente (lfd. Nr. 53);
e AuRerschulische Sport- und Musikunterrichte, Hobbykurse (lfd. Nr. 56);

e Reparaturen und Installationen von langlebigen Gebrauchsgiitern und Ausriistungen fiir Kul-
tur, Sport, Camping und Erholung, Musikinstrumenten sowie Sport- und Campingartikeln (lfd.
Nr. 68).

Abteilung 10 (Bildungswesen):

e Gebiihren fiir Kurse (ohne Erwerb von Bildungsabschliissen, Ifd. Nr. 69).

Abteilung 12 (andere Waren und Dienstleistungen):
e Betragfiir die Beschaffung eines Personalausweises (lfd. Nr. 81).

Die Herausnahme der oben aufgefiihrten Verbrauchsausgaben wird mit Bezug auf die Gesetzesbe-
griindung vom 16. Februar 2016 (Bundestagsdrucksache 18/7538, S. 21 f.) begriindet. Hier wird ar-
gumentiert, dass aufgrund von Unterschieden bei den persénlichen Bedarfen gegeniiber den Be-
ziehern von Leistungen nach SGB Il oder SGB XII eine abweichende Bedarfslage der Leistungsbe-
rechtigten nach dem AsylbLG zu Beginn des Aufenthalts besteht. MaRgeblich fiir die Zuordnung
zur Regelbedarfsstufe 1 ist, ob ein Erwachsener in einer Wohnung - und damit in einer raumlich
von anderen Unterkiinften abtrennbaren Einheit - lebt. Ehegatten, Lebenspartner, in ehedhnli-
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cher oder in lebenspartnerschaftsahnlicher Gemeinschaft mit einem Partner in einer Wohnung zu-
sammenlebende Leistungsberechtigte werden der Bedarfsstufe 2 zugeordnet (entspricht 90 Pro-
zent der Bedarfsstufe 1).

Eine besondere Bedarfsstufe wird fiir erwachsene Leistungsberechtigte eingefiihrt, die in Aufnah-
meeinrichtungen, Gemeinschaftsunterkiinften oder vergleichbaren sonstigen Unterkiinften (Sam-
melunterkiinfte) untergebracht sind. Diese werden unabhangig davon, ob die Betroffenen in der
Unterkunft allein, mit einem Partner oder einer Partnerin oder mit anderen Erwachsenen zusam-
menleben, der Bedarfsstufe 2 zugeordnet.

43 Bewertung

Die neue Regelung wird der Anforderung einer transparenten Bemessung der Leistungssatze fiir
Asylbewerber gerecht, da nachvollziehbar ist, welche regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausga-
ben bei der Neumessung der Bedarfe beriicksichtigt beziehungsweise ausgeschlossen wurden.
Auffallig ist, dass der Gesamtbetrag der Geldleistungen im Vergleich zur bisherigen Regelung ver-
gleichbar bleibt beziehungsweise leicht vermindert wird. Dies wird erreicht, indem die Mehraus-
gaben durch die Anpassung der Grundleistungen auf der Basis der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe 2013 und deren Fortschreibung mithilfe der Einsparungen durch die Neuordnung der
Bedarfsstufen kompensiert werden. Zum Beispiel werden regelbedarfsrelevante Ausgaben fiir
Haushaltsenergie und Wohnungsinstandhaltungskosten aus den Bedarfsatzen fiir notwendige Be-
darfeim AsylbLG ausgegliedert, insbesondere sollen Ausgaben fiir Abteilungen 4 (Wohnen, Energie
und Wohnungsinstandhaltung) und 5 (Innenausstattung, Haushaltsgerate und -Gegenstande, lau-
fende Haushaltsfiihrung) systematisch unberiicksichtigt bleiben. Diese Entscheidung wird
dadurch begriindet, dass diese Bedarfe speziell bei Gemeinschaftsunterkiinften regelmaRig durch
Sachleistungen gedeckt werden. Allerdings ist die Begriindung unzureichend, da diese Kiirzungen
auch Personen betreffen, die auRerhalb von Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunter-
kiinften wohnen. Auch die Begriindung der Zuordnung zu niedrigeren Bedarfsstufen, etwa von
Leistungsberechtigten, die in einer Aufnahmeeinrichtung oder in einer Gemeinschaftsunterkunft
leben, ist teilweise schwer nachvollziehbar. Die Plausibilitdt der Annahme, dass die Bedarfe durch
Sachleistungen in Unterbringungen aufierhalb von Aufnahmeeinrichtungen bereitgestellt wer-
den, ist fragwiirdig. Die Priifung der Erbringung solcher Bedarfe beziehungsweise die gesonderte
Erbringung dieser Bedarfe erscheint als besonders aufwandig und fehleranfallig. So besteht ein
hohes Risiko, dass die tatsachlich bezogenen Leistungen von leistungsberechtigten Asylbewer-
bern niedriger ausfallen als die Leistungen der Grundsicherung nach SGB Il oder SGB XIl.

Bei der Neubemessung der notwendigen personlichen Bedarfe besteht die Bundesregierung auf
die Herausnahme von Verbrauchsausgaben, die auch in der vorherigen Version des AsylbLG unbe-
riicksichtigt geblieben sind. Es handelt sich um sogenannte Minderbedarfe, wie Ausgaben flr Frei-
zeit, Unterhaltung, Kultur und Bildungswesen. Im o. g. Urteil des Bundesverfassungsgerichts wird
gefordert, dass Minderbedarf bei Verbrauchsausgaben zu begriinden ist. Dass dieser bei Asylbe-
werbern unabhangig von ihrem Aufenthaltsstatus gegeben ist, wird nach unserer Einschatzung
nicht ausreichend begriindet. Als besonders kritisch ist die Nichtberiicksichtigung von Leistungen
flir auRerschulische Bildungseinrichtungen, Sport und Musikinstrumente einzuschatzen, weil sich
hierdurch die Integrationschancen verbessern konnen. Die Annahme, dass die Bedarfslage der
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leistungsberechtigten Asylbewerber systematisch von der Bedarfslage anderer Leistungsberech-
tigter abweicht, wird vorwiegend durch den Aufenthaltsstatus begriindet.

Unklar ist auch, ob den besonderen Anforderungen, die an die Gefliichteten in Hinblick auf die In-
tegration, den Spracherwerb und die Arbeitsuche gestellt werden, bei der Berechnung der Be-
darfssatze angemessen Rechnung getragen wurde. Diese Anforderungen kdnnen durchaus Kosten
flr begleitende Literatur, Internetrecherchen, Mobilitat etc. aufwerfen.

Die Zuordnung von Leistungsberechtigten zur Bedarfsgruppe 2, wenn sie in einer Aufnahmeein-
richtung oder in einer Gemeinschaftsunterkunft leben, beruht auf der Annahme, dass eine Ge-
meinschaftsunterbringung fiir die Bewohner solcher Unterkiinfte Einspareffekte zur Folge hat. Ob
Leistungsberechtigte in Sammelunterkiinften tatsachlich durch zumutbare Anstrengungen Syner-
gie- und Einspareffekte erzielen kénnen, die denen in Paarhaushalten im Ergebnis vergleichbar
sind, ist je nach Verbrauchsausgabe mehr oder weniger nachvollziehbar. Die Annahme der ge-
meinsamen Nutzung ist fiir bestimmte Raumlichkeiten (Kiiche, Sanitar- und Aufenthaltsraume
etc.) in der Tat sehr wahrscheinlich zutreffend. Ob die gemeinschaftliche Nutzung von Wohnraum
zu Synergieeffekten bei der Nutzung von bestimmten haushaltsbezogenen Aufwendungen wie Me-
diennutzung, Festnetz- oder Internetanschliissen fiihrt, ist dagegen fraglich. Beim notwendigen
Bedarf an Nahrung ist der Vergleich mit einem Paarhaushalt noch weniger nachvollziehbar. Hier
beruht die Begriindung auf der fragwiirdigen Annahme, dass etwa Lebensmittel oder zumindest
Kichengrundbedarfe in grofReren Mengen gemeinsam eingekauft und in den Gemeinschaftskii-
chen gemeinsam genutzt werden.

Insgesamt entsteht der Eindruck, dass die Regierung bemiiht ist, das Leistungsniveau fiir Asylbe-
werber, trotz der notwendigen Angleichung der Leistungsgrundlage an die Leistungen der Grund-
sicherung, so niedrig wie maglich zu halten. Uber das Argument mdglicher Budgetrestriktionen
hinaus ware eine Begriindung hierfiir die Beflirchtung, durch hohere Leistungen Anreize fiir zu-
satzliche Asylzuwanderung zu erzeugen. Diese Befiirchtung stiitzt sich allerdings auf keine belast-
baren empirischen Befunde der Migrationsforschung. Im Gegenteil zeigen die meisten Studien,
dass die Hauptursachen fiir die Flucht Konflikte, Gewalt und Terror sind und dass der mogliche
Bezug von Transferleistungen in dieser Hinsicht eine untergeordnete Rolle spielt.

5 Fazit

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung regelt drei Tatbestande neu: Erstens stellt er die Rechts-
sicherheit des Leistungsbezugs fiir Gruppen her, die aus dem Leistungsbezug nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz in andere Leistungssysteme (libergehen, bei denen aber die Entscheidun-
gen noch anfechtbar sind beziehungsweise noch nicht in letzter Instanz entschieden worden sind.
Dies ist im Sinne einer steigenden Rechtsicherheit zu befiirworten. Zweitens schlieRt der Gesetz-
entwurf eine Forderliicke flir Asylbewerber, Geduldete und auslandische Staatsangehdrige mit ei-
ner Aufenthaltserlaubnis aus humanitaren Griinden, die sich in forderfahiger Ausbildung befinden,
bei denen aber nach dem Ubergang in das Leistungssystem des SGB Xll ein Leistungsentzug droht.
Hier soll kiinftig die Sicherung des Lebensunterhalts auch nach dem Wechsel der Leistungssys-
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teme sichergestellt werden. Auch dies ist ohne Zweifel sinnvoll und erhoht die individuellen An-
reize, in Bildung und Ausbildung zu investieren und somit die Integrationschancen des betroffenen
Personenkreises. Schlieflich wird eine Neuberechnung und Anpassung der Leistungssatze im Asyl-
bewerberleistungsgesetz vorgenommen, die u. a. notwendigist, um den Vorgaben des Bundesver-
fassungsgerichts gerecht zu werden. Dies ist grundsatzlich sinnvoll und notwendig. Allerdings wer-
den Asylbewerber von zahlreichen Leistungstatbestanden ausgeschlossen, die sich nach unserer
Einschatzung nicht zwingend aus der besonderen Bedarfslage dieser Gruppe ergeben. Zum Teil,
etwa wenn es um die Nichtberiicksichtigung der Teilnahme an Sport oder auerschulischen Bil-
dungsmalnahmen geht, handelt es sich um Bereiche, die flr die Integration zentrale Bedeutung
haben kdnnen. Der Gesetzgeber sollte berlicksichtigen, dass kurzfristigen Kosteneinsparungen
durch die Auszahlung geringerer Leistungen langfristig hohere Kosten gegeniiberstehen kdnnen,
sofern dadurch die Integrationschancen beeintrachtigt werden.

IAB-Stellungnahme 9|2019 13



Impressum

IAB-Stellungnahme 9|2019

Veroffentlichungsdatum

14. Juni 2019

Weitere Informationen

Deutscher Bundestag Drucksache 19/10052

Redaktion

Martina Dorsch

Herausgeber

Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
der Bundesagentur fiir Arbeit

Regensburger Stralte 104

90478 Niirnberg

Rechte

Nachdruck - auch auszugsweise - nur mit Genehmigung des IAB gestattet

Bezugsmoglichkeit dieses Dokuments

http://doku.iab.de/stellungnahme/2019/sn0919.pdf

Bezugsmoglichkeit aller Verdffentlichungen der Reihe ,,IAB-Stellungnahme*

http://www.iab.de/de/publikationen/iab-stellungnahme.aspx

Website

www.iab.de

ISSN
2195-5980


http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/100/1910052.pdf
http://www.iab.de/de/publikationen/iab-stellungnahme.aspx
http://www.iab.de/

	IAB-STELLUNGNAHME 9/2019
	Zum Entwurf der Bundesregierung eines dritten Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes
	Inhaltsverzeichnis
	Zusammenfassung
	Abstract
	1 Ausgangslage und Ziele
	2 Leistungsberechtigung
	2.1 Ausgangslage
	2.2 Neuerungen
	2.3 Bewertung

	3 Leistungsbezug von Asylbewerbern und Geduldeten in Bildung und Ausbildung 
	3.1 Ausgangslage
	3.2 Neuerungen
	3.3 Bewertung

	4 Neufestsetzung der Geldleistungssätze
	4.1 Ausgangslage
	4.2 Neuerungen
	Abteilung 4 (Wohnen, Energie und Wohnungsinstandhaltung):
	Abteilung 5 (Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -Gegenstände, laufende Haushaltsführung): 
	Abteilung 6 (Gesundheitspflege): 
	Abteilung 9 (Freizeit, Unterhaltung, Kultur): 
	Abteilung 10 (Bildungswesen): 
	Abteilung 12 (andere Waren und Dienstleistungen): 

	4.3 Bewertung

	5 Fazit
	Impressum

